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Entwurf eines Staatshaftungsgesetzes 

A. Problem 

Das geltende Staatshaftungsrecht ist unübersichtlich, da es in 
wichtigen Bereichen nur gewohnheitsrechtlich oder richter-
rechtlich entwickelt wurde. Es entspricht nicht mehr dem mo-
dernen Verfassungsverständnis. Der Schutz des Bürgers vor 
den Folgen fehlerhaft ausgeübter Staatsgewalt erscheint da-
her nicht mehr angemessen gewährleistet.  

B. Lösung 

Die Staatshaftung wird unter Einbeziehung des Richter- und 
Gewohnheitsrechts und unter Zusammenfassung und Verein-
heitlichung aller bisherigen unterschiedlichen Rechtsgrundla-
gen auf einen einzigen Haftungstatbestand zurückgeführt. Der 
Rechtsschutz des Bürgers wird dem Rechtsstaatsprinzip ge-
mäß verstärkt. 

Der Staat haftet an erster Stelle und kann den Bürger nicht 
mehr auf einen anderweitigen Ersatz verweisen. Er haftet 
auch für das Versagen von technischen Einrichtungen, derer er 
sich zur selbständigen Ausübung öffentlicher Gewalt bedient 
(Verkehrsampeln, EDV-Anlagen). 

Der Staat haftet für Schäden aus rechtswidrigen Eingriffen in 
grundrechtlich geschützte Rechtspositionen des Bürgers aus-
nahmslos und unabhängig von Sorgfaltsverstößen. 

Der Staat kann im übrigen bei Schäden aus Verletzungen von 
Schutzpflichten den Geldersatz nur dann abwenden, wenn er 
nachweist, daß ihm wegen der Pflichtverletzung vernünftiger-
weise kein Vorwurf gemacht werden kann. 
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Die Haftung der Deutschen Bundespost wird verschärft. In den 
Finanzverwaltungen wird eine angemessene Risikoverteilung 
unter Berücksichtigung der Besonderheiten dieses Massenver-
waltungszweiges ermöglicht. 

Gemeinsam mit der Staatshaftung wird der dienstrechtliche 
Rückgriff neu geordnet. 

C. Alternativen 

keine 

D. Kosten 

Die Reform verursacht Mehrbelastungen für Bund, Länder 
und Gemeinden. Die Mehrbelastungen der Deutschen Bundes-
post treffen ausschließlich das Sondervermögen dieses Rechts-
trägers. 
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Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos-
sen: 

1. ABSCHNITT 

Haftung für rechtswidriges Verhalten 
der öffentlichen Gewalt 

§ 1 
Haftung der öffentlichen Gewalt 

(1) Verletzt die öffentliche Gewalt eine Pflicht des 
öffentlichen Rechts, die ihr einem anderen gegen-
über obliegt, so haftet ihr Träger dem anderen für 
den daraus entstehenden Schaden nach diesem Ge-
setz. 

(2) Das Versagen einer technischen Einrichtung 
gilt als Pflichtverletzung, wenn der Träger anstatt 
durch Personen durch diese Einrichtung öffentliche 
Gewalt selbständig ausüben läßt und das Versagen 
einer Pflichtverletzung dieser Personen entspre-
chen würde. 

(3) Personen, die die Pflichtverletzung begehen, 
haften dem Geschädigten nicht. 

§2 
Schadensausgleich in Geld 

(1) Der Träger hat den Schaden in Geld zu erset-
zen. Der Geldersatz entfällt, wenn die Pflichtverlet-
zung auch bei Beachtung der bei der Ausübung öf-
fentlicher Gewalt den Umständen nach gebotenen 
Sorgfalt nicht hätte vermieden werden können. 
Satz 2 wird bei Versagen technischer Einrichtungen 
(§ 1 Abs. 2) nicht angewandt. 

(2) Besteht die Pflichtverletzung in einem rechts-
widrigen Grundrechtseingriff, so ist der Schaden 
auch bei Beachtung der nach Absatz 1 gebotenen 
Sorgfalt in Geld zu ersetzen. 

(3) Der zu ersetzende Schaden umfaßt auch den 
entgangenen Gewinn, der nach dem gewöhnlichen 
Verlauf der Dinge oder nach den besonderen Um-
ständen, insbesondere nach den getroffenen Anstal-
ten und Vorkehrungen, mit Wahrscheinlichkeit er-
wartet werden konnte, sowie den Nichtvermögens

-

schaden nach Maßgabe des § 7. Satz 1 wird bei Ver- 
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sagen technischer Einrichtungen (§ 1 Abs. 2) und bei 
Grundrechtseingriffen (Absatz 2) nicht angewandt. 

(4) Haben Umstände, die der Geschädigte zu ver-
treten hat, den Schaden mitverursacht, so hängen 
die Verpflichtung zum Geldersatz und der Umfang 
des zu leistenden Ersatzes davon ab, inwieweit der 
Schaden vorwiegend von dem Geschädigten oder 
dem Träger verursacht worden ist. § 254 Abs. 2 des 
Bürgerlichen Gesetzbuches wird entsprechend an-
gewandt. 

§3 
Folgenbeseitigung 

(1) Besteht der Schaden in der Veränderung eines 
tatsächlichen Zustandes zum Nachteil des Geschä-
digten, so hat der Träger diese Folgen durch Herstel-
lung des früheren oder, falls dies unzweckmäßig ist, 
eines gleichwertigen Zustandes zu beseitigen. Ent-
sprechendes gilt, wenn ein durch die öffentliche Ge-
walt herbeigeführter Zustand nachträglich rechts-
widrig wird, diese Folgen ihr als fortwirkender Ein-
griff zuzurechnen und nicht schon nach anderen 
Rechtsvorschriften zu beseitigen sind. 

(2) Die Folgenbeseitigung entfällt, soweit die Her-
stellung nicht möglich, nicht zulässig oder nicht zu-
mutbar ist. Sie entfällt ferner, soweit der bestehende 
Zustand einem Verwaltungsakt oder einer anderen 
Entscheidung entspricht, die für den Geschädigten 
unanfechtbar geworden sind. 

(3) Haben Umstände, die der Geschädigte zu ver-
treten hat, den rechtswidrigen Zustand mitverur-
sacht, so kann der Geschädigte die Folgenbeseiti-
gung nur verlangen, wenn er sich an ihren Kosten 
entsprechend dem Maße seiner Mitverursachung 
beteiligt; überwiegt seine Mitverursachung, so ent-
fällt der Anspruch. 

§ 4 
Verhältnis der Haftungsarten 

(1) Statt der Folgenbeseitigung kann der Geschä-
digte Geldersatz nach Maßgabe des § 2 verlangen. 
Der Träger kann jedoch die Folgenbeseitigung wäh-
len, falls sie dem Geschädigten, auch hinsichtlich ei-
ner etwaigen Kostenbeteiligung nach § 3 Abs. 3, zu-
zumuten ist. 

(2) Soweit die Folgenbeseitigung zum Schadens-
ausgleich nicht genügt oder nach § 3 Abs. 2 oder 3 
entfällt, kann der Geschädigte nach Maßgabe des § 2 
Geldersatz verlangen. 

§5 
Haftung bei Rechtsprechung und Gesetzgebung 

(1) Besteht die Pflichtverletzung in einer rechts-
widrigen Entscheidung der rechtsprechenden Ge

-

wait, die ein gerichtliches Verfahren mit bindender 
Wirkung  beenden  soll, oder in einer gerichtlichen 
Maßnahme, durch die die Grundlagen der Entschei-
dung gewonnen werden sollen, so tritt die Haftung 
nach diesem Gesetz nur ein, wenn die Pflichtverlet-
zung eine Straftat ist und die Entscheidung rechts-
kräftig aufgehoben wird. Das gilt nicht, wenn ein 
Dritter durch die Pflichtverletzung geschädigt wird,  

den die bindende Wirkung der Entscheidung nicht 
betrifft. Für das sonstige Verhalten der rechtspre-
chenden Gewalt bleibt die Haftung nach diesem Ge-
setz unberührt. 

(2) Besteht die Pflichtverletzung in einem rechts-
widrigen Verhalten des Gesetzgebers, so tritt eine 
Haftung nur ein, wenn und soweit ein Gesetz dies 
bestimmt. Die Haftung für Pflichtverletzungen der 
vollziehenden oder rechtsprechenden Gewalt, die 
ausschließlich auf dem Verhalten des Gesetzgebers 
beruhen, bleibt davon unberührt. 

§6 
Versäumen von Rechtsbehelfen bei Geldersatz 

Der Geldersatz entfällt, wenn der Geschädigte es 
unterläßt, den Schaden durch Gebrauch eines förm-
lichen Rechtsbehelfs einschließlich der gerichtli-
chen Klageerhebung oder eines sonstigen ordentli-
chen gesetzlichen Verfahrensmittels zur Überprü-
fung der Rechtmäßigkeit des Verhaltens der öffent-
lichen Gewalt abzuwenden. Dies gilt nicht, wenn der 
Geschädigte den Gebrauch des Rechtsbehelfs oder 
des sonstigen Verfahrensmittels ohne Verschulden 
versäumt hat. 

§7 
Nichtvermögensschaden 

(1) Bei einer Verletzung der körperlichen Unver-
sehrtheit, der Gesundheit, der Freiheit oder einer 
schweren Verletzung der Persönlichkeit ist der 
Schaden, der nicht Vermögensschaden ist, unter Be-
rücksichtigung von § 2 Abs. 4 angemessen in Geld zu 
ersetzen. 

(2) Der Anspruch entfällt, soweit eine Folgenbesei-
tigung im Sinne des § 3 möglich ist und genügt oder 
soweit dem Geschädigten in anderer Weise Genug 
tuung geleistet worden ist. 

(3) Der Anspruch is erst übertragbar und vererb-
lich, wenn er anerkannt oder rechtshängig gewor-
den ist. 

§ 8  
Rente und Kapitalabfindung 

(1) Wird infolge der Verletzung der körperlichen 
Unversehrtheit oder der Gesundheit die Erwerbsfä-
higkeit des Geschädigten aufgehoben oder gemin-
dert oder tritt eine Vermehrung seiner Bedürfnisse 
ein, so ist der Schaden durch Entrichtung einer 
Geldrente zu ersetzen. 

(2) Die Geldrente ist monatlich im voraus zu ent-
richten. Dem Geschädigten gebührt der volle Betrag 
auch für den Zahlungszeitabschnitt, dessen Ende er 
nicht mehr erlebt. 

(3) Statt der Rente kann der Geschädigte eine Ab-
findung in Kapital verlangen, wenn ein wichtiger 
Grund vorliegt. 

(4) Der Anspruch wird nicht dadurch ausgeschlos-
sen, daß ein anderer dem Geschädigten Unterhalt zu 
gewähren hat. 
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§ 9  
Ansprüche mittelbar Geschädigter 

(1)Wird jemand getötet, so sind die Kosten der Be-
stattung demjenigen zu ersetzen, der sie aufgrund 
rechtlicher Verpflichtung zu tragen hat. 

(2)War der Getötete zur Zeit der Verletzung einem 
Dritten kraft Gesetzes unterhaltspflichtig oder 
konnte er ihm unterhaltspflichtig werden und ist 
dem Dritten infolge der Tötung das Recht auf den 
Unterhalt entzogen, so ist ihm der Schaden durch 
Entrichtung einer Geldrente insoweit zu ersetzen, 
als der Getötete während der mutmaßlichen Dauer 
seines Lebens zur Gewährung des Unterhalts ver-
pflichtet gewesen wäre. Die Ersatzpflicht tritt auch 
dann ein, wenn der Dritte zur Zeit der Verletzung ge-
zeugt, aber nocht nicht geboren war. 

(3) Im Falle der Tötung, der Verletzung der körper-
lichen Unversehrtheit oder der Gesundheit soweit 
im Falle der Freiheitsentziehung ist einem Dritten, 
dem der Geschädigte kraft Gesetzes zur Leistung 
von Diensten in seinem Hauswesen oder Gewerbe 
verpflichtet war, für die entgehenden Dienste der 
Schaden durch Entrichtung einer Geldrente zu er-
setzen. 

(4) Auf den Anspruch des Dritten werden § 2 Abs. 4 
und § 8 Abs. 2 bis 4 entsprechend angewandt. 

§10 
Mehrheit von Schuldnern 

(1) Haben mehrere Träger die Pflichtverletzung 
zu verantworten, so ist jeder für den gesamten Scha-
den verantwortlich. Sie haften dem Geschädigten 
als Gesamtschuldner. 

(2) Ist neben dem Träger ein Dritter ersatzpflich-
tig, so wird Absatz 1 entsprechend angewandt. 

(3) Im Verhältnis der Ersatzpflichtigen zueinan-
der richtet sich ihre Verpflichtung nach den Um-
ständen, insbesondere nach der Schwere der jeweili-
gen Pflichtverstöße und dem Maße der Mitverursa

-

chung des Schadens. 

§11 
Rückgriff 

Soweit die von einem Träger zu verantwortende 
Pflichtverletzung auf dem rechtswidrigen Verhalten 
eines anderen Trägers beruht, kann der in Anspruch 
genommene Träger gegen den anderen Rückgriff 
nehmen, wenn nicht gesetzlich etwas anderes gere-
gelt ist; das gilt insbesondere für Maßnahmen der 
vollziehenden Gewalt, deren Rechtswidrigkeit, ganz 
oder teilweise auf Gesetz, Rechtsverordnung, Sat-
zung sowie auf der Weisung oder auf der sonstigen 
notwendigen Mitwirkung einer anderen Behörde 
oder Stelle beruht. § 10 Abs. 3 wird entsprechend an-
gewandt. 

§12 
Übertragene Gewalt 

Ist der Träger keine juristische Person des öffent-
lichen Rechts, so haftet die juristische Person des öf-
fentlichen Rechts, die die hoheitliche Befugnis über-
tragen hat. Bei verschuldeter Pflichtverletzung steht  

ihr ein Rückgriffsanspruch zu, soweit nicht gesetz-
lich etwas anderes geregelt ist. § 27 bleibt unbe-
rührt. 

§13 
Erlöschen der Ansprüche 

(1) Die Ansprüche aus den §§ 2, 3 und 9 erlöschen 
drei Jahre nach dem Zeitpunkt, in welchem der Ge-
schädigte von dem Schaden und der Behörde oder 
Stelle, aus deren Verhalten die Ansprüche hergelei-
tet werden, Kenntnis erhält, ohne Rücksicht auf 
diese Kenntnis dreißig Jahre nach der Pflichtverlet-
zung. Im Falle des § 3 Abs. 1 Satz 2 tritt an die Stelle 
der Kenntnis des Schadens, der in einer Zustands-
veränderung besteht, die Kenntnis der Umstände, 
die den Zustand rechtswidrig gemacht haben. Die 
Frist beginnt im Falle des § 5 Abs. 1 erst, wenn auch 
die gerichtliche Entscheidung aufgehoben ist. An-
sprüche auf Rückstände von Renten erlöschen vier 
Jahre nach ihrer Fälligkeit. 

(2) §§ 203, 205, 206 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 2, § 207 
Satz 1, §§ 208, 209 Abs. 1 und 2 Nr. 3 bis 5, §§ 211, 212, 
215 bis 219 des Bürgerlichen Gesetzbuchs werden 
entsprechend angewandt. Der Erhebung einer 
Klage im Sinne des § 209 Abs. 1 und des § 211 des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs steht der Gebrauch eines 
Rechtsbehelfs gegen die Pflichtverletzung gleich. 

(3) Schweben zwischen dem Träger und dem Ge-
schädigten Verhandlungen über den zu leistenden 
Schadensersatz, so ist die Frist gehemmt, bis der 
eine oder der andere Teil die Fortsetzung der Ver-
handlung verweigert. 

(4) Die Ansprüche des Trägers aus § 10 Abs. 3, § 11 
Satz 1 und § 12 Satz 2 erlöschen drei Jahre nach dem 
Zeitpunkt ihres Entstehens. 

2. ABSCHNITT 

Verhältnis zu anderen Regelungen 

§ 14 
Enteignung und Aufopferung 

(1) Unberührt bleiben die Entschädigungsansprü-
che wegen Enteignung oder Aufopferung für das ge-
meine Wohl. 

(2) Ist ein Eingriff, der auf Grund eines Gesetzes 
eine Enteignung oder Aufopferung für das gemeine 
Wohl bewirkt, rechtswidrig, so können die wegen des 
Eingriffs gesetzlich gewährten Entschädigungsan-
sprüche neben Ansprüchen nach den §§ 2 und 3 gel-
tend gemacht werden. 

(3) Bewirkt ein Eingriff eine Enteignung oder Auf-
opferung für das gemeine Wohl, ohne daß Art und 
Ausmaß der Entschädigung für diesen Eingriff ge-
setzlich geregelt sind, so haftet der Träger wie für ei-
nen rechtswidrigen Grundrechtseingriff, sofern sich 
seine Haftung nicht nach den §§ 2 und 3 oder nach 
anderen Rechtsvorschriften bestimmt. 

§15 
Zusätzliche Anspruchsgrundlagen 

Neben den Ansprüchen nach diesem Gesetz kön-
nen wegen desselben Sachverhalts gegen den Trä- 
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ger Ansprüche geltend gemacht werden nach den 
Vorschriften über 

1. die Haftung aus öffentlich-rechtlichen Verträgen 
und ähnlichen Rechtsverhältnissen einschließ-
lich Dienstverhältnissen, 

2. die Gefährdungshaftung, insbesondere der Inha-
ber oder Besitzer gefährlicher Betriebe, Anlagen 
und Stoffe, der Verursacher schädlicher Umwelt-
einwirkungen oder der Tierhalter, 

3. die öffentlich-rechtliche Entschädigung zum 
Ausgleich oder zur Milderung hoheitlich verur-
sachter Nachteile, soweit diese Entschädigungs-
ansprüche nicht schon nach § 14 Abs. 2 und 3 gel-
tend gemacht werden können, 

4. die öffentlich-rechtliche Erstattung und ihr Ver-
fahren, insbesondere nach der Abgabenord-
nung. 

§ 16 
Staatshaftung nach Sondervorschriften 

Ansprüche können nach diesem Gesetz nur gel-
tend gemacht werden, soweit sie nicht abschließend 
geregelt sind in den Vorschriften 

1. über die Haftung der Deutschen Bundespost, 

2. über die Haftung für Amtspflichtverletzung nach 
der Bundesnotarordnung, 

3. über die Beschränkung der Haftung eines Trä-
gers bei Unfällen von Arbeitnehmern, Beamten, 
Richtern, Soldaten, Strafgefangenen, Kindern, 
Schülern, Lernenden, Studierenden sowie ande-
ren Personen, die in einem ähnlichen Verhältnis 
zu dem Träger stehen, 

4. des Zwangsvollstreckungsrechts einschließlich 
derjenigen des Verwaltungsvollstreckungsrechts 
und der freiwilligen Gerichtsbarkeit einschließ-
lich derjenigen des Register- und Grundbuch-
rechts, 

5. über die Beschränkung der Haftung in Abgaben-
angelegenheiten nach der Abgabenordnung. 

§17 
Haftungsabgrenzung zum Privatrecht 

(1) Die Haftung des Trägers aus seiner Teilnahme 
am Privatrechtsverkehr richtet sich nach den dafür 
geltenden Vorschriften, soweit gesetzlich nichts an-
deres bestimmt ist. 

(2) Der Träger haftet auch für hoheitliches Verhal-
ten nur nach den Vorschriften des Privatrechts 

1. bei der Verletzung seiner Verkehrssicherungs-
pflicht für Grundstücke, Gewässer, Bauwerke 
und sonstige Anlagen, 

2. bei der Teilnahme am Land-, Wasser- und Luft-
verkehr, 

3. bei der Beförderung von Personen und Gütern 
durch Verkehrsbetriebe einschließlich der Deut-
schen Bundesbahn und der Deutschen Bundes-
post im Postreisedienst, 

4. bei der ärztlichen oder zahnärztlichen Behand-
lung mit Ausnahme der Behandlung, die gegen 

den Willen des Behandelten durchgeführt wird, 
und 

5. bei der Versorgung mit Wasser und Energie. 

Die in den §§ 14 und 15 bezeichneten Ansprüche kön-
nen neben den in Satz 1 bezeichneten Ansprüchen 
geltend gemacht werden, wenn sie denselben Sach-
verhalt betreffen. 

(3) Die Pflicht zur Verkehrssicherung für Straßen, 
Wege, Plätze und für Wasserstraßen und Wasserflä-
chen, die dem öffentlichen Verkehr gewidmet sind, 
gilt für die Anwendung dieses Gesetzes als eine 
Pflicht des öffentlichen Rechts; für ihre Verletzung 
haftet der Träger nur nach diesem Gesetz. § 2 Abs. 2 
wird insoweit nicht angewandt. 

(4) Personen, durch die der Träger die in den Ab-
sätzen 1 und 2 genannten Tätigkeiten ausübt, haften 
dem Geschädigten nicht. An ihrer Stelle haftet der 
Träger, für den sie die Tätigkeit ausgeübt haben. 

3. ABSCHNITT 

Gerichtlicher Rechtsschutz 

§ 18 
Rechtsweg für Staatshaftungsstreitigkeiten 

(1) Für Streitigkeiten über Geldersatz nach den 
§§ 2, 9 und 14 Abs. 3 ist der Rechtsweg zu den ordent-
lichen Gerichten gegeben. 

(2) Für Streitigkeiten über Folgenbeseitigung 
nach § 3 ist der Rechtsweg zu dem Gerichtszweig ge-
geben, in dem über die Rechtmäßigkeit der die 
Staatshaftung begründenden Ausübung öffentlicher 
Gewalt zu entscheiden ist. Für Streitigkeiten dieser 
Art wegen Ausübung rechtsprechender Gewalt ist 
der Rechtsweg zu dem Gerichtszweig gegeben, dem 
das Gericht angehört oder den es bildet. 

§ 19 
Zuständigkeit der ordentlichen Gerichte 

(1) Soweit für Staatshaftungsstreitigkeiten der 
Rechtsweg zu den ordentlichen Gerichten gegeben 
ist, sind. die Landgerichte ohne Rücksicht auf den 
Wert des Streitgegenstandes ausschließlich zustän-
dig. Über die Staatshaftungsstreitigkeiten entschei-
det die Zivilkammer des Landgerichts, in dessen Be-
zirk die Behörde oder Stelle liegt, aus deren Verhal-
ten Ansprüche auf Geldersatz oder Folgenbeseiti-
gung hergeleitet werden. 

(2) Die Landesregierungen werden ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung einem Landgericht für die 
Bezirke mehrerer Landgerichte Staatshaftungs-
streitigkeiten zuzuweisen, sofern dies der sachli-
chen Förderung der Verfahren dient. Die Landesre-
gierungen können diese Ermächtigung durch 
Rechtsverordnung auf die Landesjustizverwaltun-
gen übertragen. 

(3) Die Parteien können sich vor den nach Ab-
satz 2 bestimmten Gerichten auch durch Rechtsan-
wälte vertreten lassen, die bei dem Gericht zugelas-
sen sind, vor das der Rechtsstreit ohne die Regelung 
nach Absatz 2 gehören würde. 
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§ 20 
Verfahren vor den ordentlichen Gerichten 

und den Gerichten für Arbeitssachen 

(1) Soweit in den folgenden Vorschriften nichts 
anderes bestimmt ist, werden auf Staatshaftungs-
streitigkeiten vor den ordentlichen Gerichten die Zi-
vilprozeßordnung und vor den Gerichten für 
Arbeitssachen das Arbeitsgerichtsgesetz ange-
wandt. Die Gerichte für Arbeitssachen entscheiden 
im Urteilsverfahren. 

(2) Im Falle der Untätigkeit gilt § 27 des Einfüh-
rungsgesetzes zum Gerichtsverfassungsgesetz ent-
sprechend. 

(3) Das Gericht erforscht den Sachverhalt von 
Amts wegen. Es kann die Aufnahme von Beweisen 
anordnen und nach Anhörung der Parteien auch sol-
che Tatsachen berücksichtigen, die von den Parteien 
nicht vorgebracht worden sind. Ein Versäumnisur-
teil gegen den Beklagten ist unzulässig. 

(4) Soweit der Vollzug einer rechtswidrigen Maß-
nahme rückgängig zu machen ist oder soweit sonst 
die Folgen rechtswidriger Ausübung öffentlicher 
Gewalt zu beseitigen sind, ist im Urteil auszuspre-
chen, daß und wie die Folgen zu beseitigen sind. 

§21 
Vorlage- und Auskunftspflicht 

(1) Die Stellen, aus deren Verhalten die Ansprüche 
auf Geldersatz oder Folgenbeseitigung hergeleitet 
werden, sind dem Gericht gegenüber zur Vorlage 
von Urkunden und Akten sowie zu Auskünften ver-
pflichtet. Wenn das Bekanntwerden des Inhalts der 
Urkunden, Akten oder Auskünfte dem Wohle des 
Bundes oder eines Landes Nachteile bereiten würde 
oder wenn die Vorgänge nach einem Gesetz oder ih-
rem Wesen nach geheimgehalten werden müssen, 
kann die zuständige Stelle die Vorlage der Urkun-
den oder Akten und die Erteilung der Auskunft ver-
weigern. 

(2) Auf Antrag einer Partei entscheidet das Ge-
richt der Hauptsache durch Beschluß, ob glaubhaft 
gemacht ist, daß die gesetzlichen Voraussetzungen 
für die Verweigerung der Vorlage der Urkunden 
oder Akten und der Erteilung von Auskünften vor-
liegen. Die nach Absatz 1 zuständige Stelle ist zu die-
sem Verfahren als Streithelfer zuzulassen. Der Be-
schluß kann selbständig mit der Beschwerde ange-
fochten werden. 

(3) Die Parteien können die dem Gericht vorgeleg-
ten Akten einsehen. 

(4) Unberührt bleiben §§ 99 und 100 der Verwal-
tungsgerichtsordnung, §§ 119 und 120 des Sozialge-
richtsgesetzes sowie §§ 78 und 86 der Finanzgerichts-
ordnung. 

4. ABSCHNITT 

Anpassung des Bundes- und Landesrechts 

§ 22 
Änderung der Verwaltungsgerichtsordnung 

Die Verwaltungsgerichtsordnung in der im Bun-
desgesetzblatt Teil III,  Gliederungsnummer 340-1,  

veröffentlichten bereinigten Fassung, zuletzt geän

-

dert durch Artikel II § 31 des Gesetzes vom 18. Au

-

gust 1980 (BGBl. I S. 1469), wird wie folgt geändert: 

1. § 113 Abs. 1 Satz 2 und 3 werden gestrichen. 

2. An § 113 wird folgender Absatz 5 angefügt: 

„(5) Soweit der Vollzug eines rechtswidrigen 
Verwaltungsaktes rückgängig zu machen oder 
sonst die Folgen rechtswidriger Ausübung öf-
fentlicher Gewalt zu beseitigen sind, ist im Urteil 
auszusprechen, daß und wie die Folgen zu besei-
tigen sind." 

§ 23 
Änderung der Finanzgerichtsordnung 

Die Finanzgerichtsordnung vom 6. Oktober 1965 
(BGBl. I S. 1477), zuletzt geändert durch Artikel 4 
Nr. 14 des Gesetzes vom 13. Juni 1980 (BGBl. I

-

S. 677), wird wie folgt geändert: 

1. § 100 Abs. 1 Satz 2 und 3 werden gestrichen. 

2. An § 100 wird folgender Absatz 4 angefügt: 

„(4) Soweit der Vollzug eines rechtswidrigen 
Verwaltungsaktes rückgängig zu machen oder 
sonst die Folgen rechtswidriger Ausübung öf-
fentlicher Gewalt zu beseitigen sind, ist im Urteil 
auszusprechen, daß und wie die Folgen zu besei-
tigen sind." 

§ 24 
Änderung des Sozialgerichtsgesetzes 

Das Sozialgerichtsgesetz in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 23. September 1975 (BGBl. I

-

S. 2535), zuletzt geändert durch Artikel II § 30 des 
Gesetzes vom 18. August 1980 (BGBl. I S. 1469), wird 
wie folgt geändert: 

1. § 131 Abs. 1 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Soweit der Vollzug eines rechtswidrigen Ver-
waltungsaktes rückgängig zu machen oder sonst 
die Folgen rechtswidriger Ausübung öffentlicher 
Gewalt zu beseitigen sind, ist im Urteil auszu-
sprechen, daß und wie die Folgen zu beseitigen 
sind." 

2. § 131 Abs. 1 Satz 2 wird gestrichen. 

§ 25 
Änderung des Gesetzes über das gerichtliche 

Verfahren in Binnenschiffahrtssachen 

§ 2 des Gesetzes über das gerichtliche Verfahren 
in Binnenschiffahrtssachen in der im Bundesgesetz-
blatt Teil III, Gliederungsnummer 310-5, veröffent-
lichten bereinigten Fassung, zuletzt geändert durch 
Artikel 7 Nr. 5 des Gesetzes vom 3. Dezember 1976 
(BGBl. I S. 3281), wird wie folgt geändert: 

1. Absatz 1 Satz 1 Buchstabe d wird aufgehoben. 
2. Folgender Absatz 3 wird eingefügt: 

„(3) Binnenschiffahrtssachen im Sinne dieses 
Gesetzes sind Anspüche auf Geldersatz oder Fol-
genbeseitigung nach dem Staatshaftungsgesetz 
vom . (BGBl. I S....) aus der Verletzung der öf-
fentlichrechtlichen Pflicht zur Sicherung des 
Verkehrs auf Binnengewässern einschließlich 
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der Verkehrssicherungspflicht nach § 17 Abs. 3 
des Staatshaftungsgesetzes. Rechtsstreitigkei-
ten über diese Ansprüche gelten als bürgerliche 
Rechtsstreitigkeiten im Sinne dieses Gesetzes. 
Absatz 1 Satz 2 wird entsprechend angewandt." 

3. Absatz 3 wird Absatz 4. 

§ 26 
Änderung des Gesetzes über das Postwesen 

Das Gesetz über das Postwesen vom 28. Juli 1969 
(BGBl I S. 1006), geändert durch Artikel 261 des Ge-
setzes vom 2. März 1974 (BGBl. I S. 469), wird wie 
folgt geändert: 

1. § 11 erhält folgende Fassung: 

„§ 11 
Beschränkte Haftung im Postdienst 

(1) Die Deutsche Bundespost haftet für Schä-
den aus der Verletzung ihrer Dienstleistungs-
pflichten ausschließlich nach diesem Gesetz. Für 
Sachschäden aus der Verletzung dieser Dienst-
leistungspflichten (Verluste oder Beschädigun-
gen von Postsendungen) haftet die Deutsche 
Bundespost auch nach den Vorschriften des 
Staatshaftungsgesetzes vom ... (BGBl. I S....), 
wenn durch die Pflichtverletzung der Tatbestand 
eines Strafgesetzes rechtswidrig verwirklicht 
und die Tat von Amts wegen zu verfolgen ist oder 
wenn der Schaden vorsätzlich herbeigeführt 
worden ist. Die Pflichtverletzung wird vermutet, 
wenn nach den gesamten Umständen des Einzel-
falles der dringende Verdacht besteht, daß Scha-
densursache die rechtswidrige Verwirklichung 
des Tatbestandes eines Strafgesetzes oder die 
vorsätzliche Herbeiführung des Schadens ist. 

(2) Die Bediensteten der Deutschen Bundes-
post haften dem Geschädigten nicht." 

2. § 12 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Die Deutsche Bundespost haftet dem Ab-
sender für Schäden, die durch den Verlust oder 
die Beschädigung von gewöhnlichen Paketen 
oder von Postgut entstehen, in Höhe des unmit-
telbaren Schadens bis zum Höchstbetrag von 
tausend Deutsche Mark je Sendung." 

3. § 12 Abs. 4 und 6 werden aufgehoben. Absatz 5 
wird Absatz 4. 

4. § 16 erhält folgende Fassung: 

„§ 16 
Haftung im Postauftragsdienst 

Die Deutsche Bundespost haftet nach den Vor-
schriften des Staatshaftungsgesetzes 

1. bei Postzustellungsaufträgen für Schäden, die 
dem Auftraggeber oder dem Zustellungsemp-
fänger bei der Durchführung der förmlichen 
Zustellung entstehen, 

2. bei Protestaufträgen für Schäden, die dem 
Auftraggeber oder dem Zahlungspflichtigen 
bei der Einziehung der Wechselsumme oder 
bei der Protesterhebung entstehen, jedoch 

nur bis zur Höhe des Rückgriffsanspruchs 
nach Artikel 48 des Wechselgesetzes." 

5. § 18 erhält folgende Fassung: 
„§ 18 

Haftung im Postreisedienst 

Die Deutsche Bundespost haftet nach den Vor-
schriften des Privatrechts für 

1. die Tötung oder Verletzung eines Reisenden, 

2. Schäden an Sachen, die der Reisende an sich 
trägt oder mit sich führt, bis zum Höchstbe-
trag von zweitausend Deutsche Mark gegen-
über jeder beförderten Person, 

3. Schäden, die der beförderten Person durch 
den Verlust oder die Beschädigung von Reise-
gepäck entstehen, bis zum Höchstbetrag von 
zweitausend Deutsche Mark, 

4. Schäden, die durch den Verlust oder die Be-
schädigung von Kraftpostgut entstehen, dem 
Auflieferer gegenüber bis zum Höchstbetrag 
von tausend Deutsche Mark je Stück. 

Die Vorschriften der §§ 13 und 14 gelten in den 
Fällen der Nummern 3 und 4 entsprechend." 

6. § 21 erhält folgende Fassung: 

„§ 21 
Haftung für unrichtige schriftliche Auskunft 

Die Deutsche Bundespost haftet für Schäden, 
die durch die Erteilung einer unrichtigen schrift-
lichen Auskunft entstehen, nach den Vorschrif-
ten des Staatshaftungsgesetzes." 

7. § 24 Abs. 4 erhält folgende Fassung: 

„(4) In den Fällen der §§ 16 und 18 gelten die all-
gemeinen Verjährungsvorschriften." 

8. § 26 erhält folgende Fassung: 

„§ 26 
Rechtsweg 

Für Streitigkeiten aus diesem Gesetz und den 
Benutzungsverordnungen ist der Verwaltungs-
rechtsweg gegeben, soweit sie nicht durch Bun-
desgesetz einem anderen Rechtsweg zugewiesen 
sind. Über die Ersatzpflicht nach den §§ 12, 15, 18 
bis 20 und 22 wird im ordentlichen Rechtsweg 
entschieden." 

§ 27 
Änderung der Bundesnotarordnung 

(1) Die Bundesnotarordnung in der im Bundesge

-

setzblatt Teil III, Gliederungsnummer 303-1, veröf-
fentlichten bereinigten Fassung, zuletzt geändert 
durch Artikel 4 Nr. 6 des Gesetzes vom 13. Juni 1980 
(BGB1. I S. 677), wird wie folgt geändert: 

1. § 19 erhält folgende Fassung: 

„§ 19 

(1) Verletzt der Notar vorsätzlich oder dadurch, 
daß er die den Umständen nach gebotene Sorg- 
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falt außer acht läßt, die ihm einem anderen ge-
genüber obliegende Amtspflicht, so hat er dem 
anderen den daraus entstehenden Schaden nach 
den Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuchs 
zu ersetzen. Diese Verletzung der Amtspflicht 
gilt als Verstoß gegen ein Schutzgesetz nach § 823 
Abs. 2 Satz 1 des Bürgerlichen Gesetzbuchs. 

(2) Fällt dem Notar weder Vorsatz noch ein gro-
ber Verstoß gegen die bei der Amtstätigkeit den 
Umständen nach gebotene Sorgfaltspflicht zur 
Last, so kann er nur dann in Anspruch genom-
men werden, wenn der Geschädigte nicht alsbald 
von einem anderen Ersatzpflichtigen Ersatz zu 
erlangen vermag; das gilt nicht bei den Amtsge-
schäften der in den §§ 23 und 24 bezeichneten Art 
im Verhältnis zwischen Notar und dem Auftrag-
geber. 

(3) Die Haftung entfällt, wenn der Geschädigte 
es schuldhaft unterläßt, den Schaden durch Ge-
brauch eines Rechtsbehelfs einschließlich der ge-
richtlichen Klageerhebung abzuwenden. Rechts-
behelf ist außer den ordentlichen gesetzlichen 
Verfahrensmitteln auch die Beanstandung der 
Amtsführung gegenüber dem Notar oder den 
Aufsichtsbehörden. 

(4) Hat ein Notarassessor bei selbständiger Er-
ledigung eines Geschäfts der in den §§ 23 und 24 
bezeichneten Art eine Pflichtverletzung began-
gen, so haftet er in entsprechender Anwendung 
der Absätze 1 bis 3. Hatte ihm der Notar das Ge-
schäft zur selbständigen Erledigung übertragen, 
so haftet er neben den Assessor als Gesamt-
schuldner; im Verhältnis zwischen dem Notar 
und dem Assessor ist der Assessor allein ver-
pflichtet. Ist der Assessor als Vertreter des No-
tars tätig gewesen, so bestimmt sich seine Haf-
tung nach § 46. 

(5) Für Schadensersatzansprüche nach den 
Absätzen 1 bis 4 sind die Landgerichte ohne 
Rücksicht auf den Wert des Streitgegenstands 
ausschließlich zuständig. 

2. In § 61 Abs. 1 Satz 2 wird die Absatzbezeichnung 
„2" durch „4" ersetzt. 

(2) Das Land Baden-Württemberg wird ermäch-
tigt, die Staatshaftung des Landes für Pflichtverlet-
zungen der im Beamtenverhältnis stehenden Notare 
und Notarvertreter sowie die Staatshaftung der Ge-
meinden für Pflichtverletzungen der Ratschreiber 
insoweit an § 19 der Bundesnotarordnung anzupas-
sen, als ihre Amtstätigkeit der Amtstätigkeit der 
Notare nach der Bundesnotarordnung entspricht. 
Die Stellung des Landes und der Gemeinden als Trä-
ger der Haftung bleibt unberührt. 

§ 28 
Änderung des Beamtenrechtsrahmengesetzes 

und des Bundesbeamtengesetzes 

§ 46 des Beamtenrechtsrahmengesetzes in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 3. Januar 1977 
(BGBl. I S. 21) und § 78 des Bundesbeamtengesetzes  

in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. Januar 
1977 (BGBl. I, S. 1, 795, 842), beide zuletzt geändert 
durch Artikel 1 bzw. Artikel 2 des Gesetzes vom 
10. Mai 1980 (BGBl. I S. 561), erhalten folgende Fas-
sung: 

„(1) Verletzt ein Beamter vorsätzlich oder grob 
fahrlässig die ihm obliegenden Pflichten, so hat er 
dem Dienstherrn, dessen Aufgabe er wahrgenom-
men hat, den daraus entstehenden Schaden zu erset-
zen. Haben mehrere Beamte gemeinsam den Scha-
den verursacht, so haften sie als Gesamtschuldner. 

(2) Ansprüche nach Absatz 1 verjähren in drei 
Jahren von dem Zeitpunkt an, in dem der Dienstherr 
von dem Schaden und der Person des Ersatzpflichti-
gen Kenntnis erlangt hat, ohne Rücksicht auf diese 
Kenntnis in zehn Jahren von der Begehung der 
Handlung an. Hat der Dienstherr einem Dritten 
Geldersatz geleistet oder hat er zur Folgenbeseiti-
gung Mittel aufgewendet, so tritt an die Stelle des 
Zeitpunktes, in dem der Dienstherr von dem Scha-
den Kenntnis erlangt, der Zeitpunkt, in dem der An-
spruch auf Geldersatz oder Folgenbeseitigung aner-
kannt oder rechtskräftig festgestellt wird. 

(3) Leistet der Beamte dem Dienstherrn Ersatz 
und hat dieser einen Ersatzanspruch gegen einen 
Dritten, so geht der Ersatzanspruch auf den Beam-
ten über." 

§ 29 
Änderung des Vierten Buches Sozialgesetzbuch 

§ 42 des Vierten Buches Sozialgesetzbuch (Arti-
kel I des Gesetzes vom 23. Dezember 1976, BGBl. I 
S. 3845), zuletzt geändert durch Artikel II § 29 des 
Gesetzes vom 18. August 1980 (BGBl. I S. 1469), wird 
wie folgt geändert: 

1. Absätze 1 bis 3 erhalten folgende Fassung: 

„(1) Verletzt ein Mitglied eines Selbstverwal-
tungsorgans vorsätzlich oder grobfahrlässig die 
ihm obliegenden Pflichten, so hat das Mitglied 
dem Versicherungsträger den daraus entstehen-
den Schaden zu ersetzen. 

(2) Anspüche nach Absatz 1 verjähren in drei 
Jahren von dem Zeitpunkt an, in dem der Versi-
cherungsträger von dem Schaden und der Person 
des Ersatzpflichtigen Kenntnis erlangt hat, ohne 
Rücksicht auf diese Kenntnis in zehn Jahren von 
der Begehung der Handlung an. Hat der Versi-
cherungsträger einem Dritten Geldersatz gelei-
stet oder hat er zur Folgenbeseitigung Mittel auf-
gewendet, so tritt an die Stelle des Zeitpunktes, in 
dem der Versicherungsträger von dem Schaden 
Kenntnis erlangt, der Zeitpunkt, in dem . der An-
spruch auf Geldersatz oder Folgenbeseitigung 
anerkannt oder rechtskräftig festgestellt wird. 

(3) Leistet das Mitglied eines Selbstverwal-
tungsorgans dem Versicherungsträger Ersatz 
und hat dieser einen Ersatzanspruch gegen ei-
nen Dritten, so geht der Ersatzanspruch auf das 
Mitglied des Selbstverwaltungsorgans über." 

2. Im bisherigen Absatz 3, der Absatz 4 wird, wird 
Satz 2 gestrichen. 
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3. Im bisherigen Absatz 4, der Absatz 5 wird, tritt an 
die Stelle der Ziffer „3" die Ziffer „4". 

§ 30 
Änderung des Arbeitsförderungsgesetzes 

§ 205 des Arbeitsförderungsgesetzes vom 25. Juni 
1969 (BGBl. I S. 582), zuletzt geändert durch Arti-
kel II § 2 des Gesetzes vom 18. August 1980 (BGBl. I

-

S. 1469), erhält folgende Fassung: 

„§ 205 
Die Mitglieder der Organe haften der Bundesan-

stalt entsprechend § 42 Abs. 1 bis 4 des Vierten 
Buches Sozialgesetzbuch." 

§31 
Änderung des Soldatengesetzes 

(1) § 24 des Soldatengesetzes in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 19. August 1975 (BGBl. I

-

S. 2273), zuletzt geändert durch Artikel 4 des Geset-
zes vom 7. Juli 1980 (BGBl. I S. 851), erhält folgende 
Fassung: 

„(1) Verletzt ein Soldat vorsätzlich oder grob 
fahrlässig seine Dienstpflichten, so hat er dem 
Bund den daraus entstehenden Schaden zu erset-
zen. Haben mehrere Soldaten gemeinsam den 
Schaden verursacht, so haften sie als Gesamt-
schuldner. 

(2) Für die Verjährung der Ansprüche gegen 
den Soldaten und den Übergang von Ersatzan-
sprüchen auf ihn gelten die Vorschriften des § 78 
Abs. 2 und 3 des Bundesbeamtengesetzes entspre-
chend." 

(2) Absatz 1 gilt nicht im Land Berlin. 

§ 32 
Änderung des Zivildienstgesetzes 

(1) § 34 des Zivildienstgesetzes in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 7. November 1977 (BGBl. I

-

S. 2039), zuletzt geändert durch Artikel II § 20 des 
Gesetzes vom 18. August 1980 (BGBl. I S. 1469), er-
hält folgende Fassung: 

„(1) Verletzt ein Dienstleistender vorsätzlich 
oder grob fahrlässig die ihm obliegenden Pflich-
ten, so hat er dem Bund den daraus entstehenden 
Schaden zu ersetzen. Haben mehrere Dienstlei-
stende gemeinsam den Schaden verursacht, so 
haften sie als Gesamtschuldner. 

(2) Für die Verjährung der Ansprüche gegen 
den Dienstpflichtigen und den Übergang von Er-
satzansprüchen auf ihn gelten die Vorschriften 
des § 78 Abs. 2 und 3 des Bundesbeamtengesetzes 
entsprechend." 

(2) Absatz 1 gilt nicht im Land Berlin. 

§ 33 
Änderung des Bundesgrenzschutzgesetzes 

(1) Das Bundesgrenzschutzgesetz vom 18. August 
1972 (BGBl. I S. 1834), zuletzt geändert durch Arti-

kel 2 Nr. 2 des Gesetzes vom 14. Juli 1976 (BGB1. I

-

S. 1801), wird wie folgt geändert: 

1. § 34 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Absatz 1 gilt entsprechend, wenn jemand 
als unbeteiligter Dritter bei der Erfüllung von 
Aufgaben des Bundesgrenzschutzes einen Scha-
den erleidet." 

2. In § 39 wird das Wort „Amtspflichtverletzung" 
durch das Wort „Staatshaftung` ersetzt. 

3. In § 40 Abs. 2 Nr. 1 wird die Bezeichnung „Nr. 2" 
gestrichen. 

(2) Absatz 1 gilt nicht im Land Berlin 

§ 34 
Änderung des Gesetzes über die Entschädigung 

für Opfer von Gewalttaten 

§ 3 Abs. 3 des Gesetzes über die Entschädigung für 
Opfer von Gewalttaten vom 11. Mai 1976 (BGBl. I

-

S. 1181), geändert durch Artikel 5 des Gesetzes vom 
10. August 1978 (BGBl. I S. 1217), erhält folgende 
Fassung: 

„(3) Trifft ein Anspruch nach diesem Gesetz mit ei-
nem Anspruch auf Geldersatz oder Folgenbeseiti-
gung nach dem Staatshaftungsgesetz vom .. . 
(BGBl. I S....) zusammen, so kann dieser Anspruch 
neben dem Anspruch nach diesem Gesetz geltend 
gemacht werden." 

§ 35 
Außerkrafttreten von Rechtsvorschriften 

(1) Mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes treten 
unbeschadet der §§ 16, 26, 27 und 37 alle Rechtsvor-
schriften außer Kraft, nach denen sich bisher die 
Haftung für pflichtwidriges Verhalten der öffentli-
chen Gewalt bestimmt. Insbesondere treten außer 
Kraft, soweit sie nicht bereits früher ihre Geltung 
verloren haben, 

1. §§ 839, 841 und 1872 Abs. 2 Satz 2 des Bürgerli-
chen Gesetzbuchs in der im Bundesgesetzblatt 
Teil III, Gliederungsnummer 400-2, veröffent-
lichten bereinigten Fassung, zuletzt geändert 
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 13. August 
1980 (BGBl. I S. 1308), 

2. Artikel 77 und 78 des Einführungsgesetzes zum 
Bürgerlichen Gesetzbuch in der im Bundesge-
setzblatt Teil III,  Gliederungsnummer 400-1, 
veröffentlichten bereinigten Fassung, zuletzt 
geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 
2. Juli 1976 (BGBl. I S. 1749), 

3. § 71 Abs. 2 des Gerichtsverfassungsgesetzes in 
der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungs-
nummer 300-2, veröffentlichten bereinigten Fas-
sung, zuletzt geändert durch Artikel 4 des Ge-
setzes vom 28. März 1980 (BGBl. I S. 373), 

4. § 158 c Abs. 5 des Gesetzes über den Versiche-
rungsvertrag in der im Bundesgesetzblatt 
Teil III, Gliederungsnummer 7632-1, veröffent- 
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lichten bereinigten Fassung, zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 30. Juni 1967 (BGBl. I

-

S. 609), 

5. das Gesetz über die Haftung des Reichs für 
seine Beamten in der im Bundesgesetzblatt 
Teil III, Gliederungsnummer 2030-9, veröffent-
lichten bereinigten Fassung, 

6. § 54 Abs. 4 des Bundes-Seuchengesetzes in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 18. Dezem-
ber 1979 (BGBl. I S. 2262; 1980 I S. 151), geändert 
durch Artikel II § 21 des Gesetzes vom 18. Au-
gust 1980 (BGBl. I S. 1469), 

7. § 28 Abs. 3 des Bundesleistungsgesetzes in der 
im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnum-
mer 54-1, veröffentlichten bereinigten Fassung, 
zuletzt geändert durch § 34 des Gesetzes vom 
20. Dezember 1976 (BGBl. I S. 3574), 

8. § 12 Abs. 1 Satz 4 des Pflichtversicherungsgeset-
zes vom 5. April 1965 (BGBl. I S. 213), zuletzt ge-
ändert durch § 9 des Gesetzes vom 11. Mai 1976 
(BGBl. I S. 1181), 

9. §§ 18, 20 und 21 des baden-württembergischen 
Ausführungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetz-
buch vom 26. November 1974 (Gesetzblatt Ba-
den-Württemberg S. 498), 

10. Artikel 60 Abs. 2 und Artikel 61 des Bayerischen 
Ausführungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetz-
buch vom 9. Juni 1899 (Bayerisches Gesetz- und 
Verordnungsblatt 1899, Beilage zu Nr. 28 S. 1), 

11. das braunschweigische Gesetz über die Haftung 
des Staates und anderer Verbände für Amts-
pflichtverletzungen von Beamten bei Ausübung 
der öffentlichen Gewalt vom 28. Juli 1910 
(Braunschweigische Gesetz- und Verordnungs-
sammlung S. 305), 

12. das bremische Gesetz, betreffend die Haftung 
des Staates und der Gemeinden für Amtspflicht-
verletzungen von Beamten bei Ausübung der öf-
fentlichen Gewalt vom 19. März 1921 (Gesetz-
blatt der Freien Hansestadt Bremen S. 101), 

13. Artikel 79 und 80 des hessischen Gesetzes, die 
Ausführung des Bürgerlichen Gesetzbuches be-
treffend vom 17. Juli 1899 (Regierungsblatt für 
Hessen S. 133), 

14. das lippische Gesetz vom 28. November 1922 
über die Haftung des Staates und anderer öf-
fentlichrechtlicher Körperschaften für die Be-
amten (Lippische Gesetzsammlung S. 910), 

15. das Gesetz für das Großherzogtum Oldenburg, 
betreffend die Haftung des Staates und anderer 
Verbände für Amtspflichtverletzungen von Be-
amten bei Ausübung der öffentlichen Gewalt 
vom 22. Dezember 1908 (Gesetzblatt für das 
Herzogtum Oldenburg 1907/08 S. 1110), 

16. das preußische Gesetz über die Haftung des 
Staates und anderer Verbände für Amtspflicht-
verletzungen von Beamten bei Ausübung der öf-
fentlichen Gewalt vom 1. August 1909 (Preußi-
sche Gesetzsammlung S. 691). 

(2) Weiterhin treten die Vorschriften des Landes-
rechts außer Kraft, nach denen sich bisher die Haf-
tung für pflichtwidrige Maßnahmen der Polizei-
oder Ordnungsbehörden und für pflichtwidrige Be-
schlagnahme von Presseerzeugnissen bestimmt. 

5. ABSCHNITT 

Schlußvorschriften 

§ 36 
Herstellung der Gegenseitigkeit 

(1) Die Bundesregierung kann zur Herstellung der 
Gegenseitigkeit durch Rechtsverordnung bestim-
men, daß einem ausländischen Staat und seinen An

-

gehörigen, die im Geltungsbereich dieses Gesetzes 
keinen Wohnsitz oder ständigen Aufenthalt haben, 
Ansprüche aus diesem Gesetz nicht zustehen, wenn 
der Bundesrepublik Deutschland oder Deutschen 
nach dem ausländischen Recht bei vergleichbaren 
Schädigungen kein gleichwertiger Schadensaus-
gleich von dem ausländischen Staat geleistet wird. 
Angehörigen eines ausländischen Staates stehen ju-
ristische Personen sowie Gesellschaften und Ver-
einigungen des bürgerlichen Rechts oder des Han-
delsrechts gleich; an die Stelle des Wohnsitzes oder 
des ständigen Aufenthaltsortes tritt bei ihnen der 
tatsächliche und, wenn ein solcher bestimmt ist, der 
satzungsmäßige Sitz. 

(2) Auf die Deutsche Demokratische Republik und 
ihre juristischen Personen oder sonstigen rechtsfä-
higen Gebilde des öffentlichen Rechts einschließlich 
des öffentlichen Wirtschaftsrechts wird Absatz 1 
Satz 1 entsprechend angewandt. 

§ 37 
Überleitungsvorschrift 

Die Vorschriften dieses Gesetzes sind nicht anzu-
wenden, wenn der Tatbestand, aus dem ein An-
spruch hergeleitet wird, vor dem Inkrafttreten des 
Gesetzes entstanden ist. Insoweit bleibt das bisher 
geltende Recht anwendbar. 

§ 38 
Berlin- Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes auch im Land Ber-
lin. Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses Ge-
setzes erlassen werden, gelten im Land Berlin nach 
§ 14 des Dritten Überleitungsgesetzes. 

§ 39 
Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1982 in Kraft. 

Bonn, den 26. November 1980 

Wehner und Fraktion 
Mischnick und Fraktion 
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Begründung 

A. 

Der Deutsche Bundestag hatte in seiner 220. Sitzung 
am 12. Juli 1980 auf Grund der Beschlußempfehlung 
und des Berichts des Rechtsausschusses (6. Aus-
schuß) — Drucksache 8/4144 — den von der Bundes-
regierung eingebrachten Entwurf eines Staatshaf-
tungsgesetzes — Drucksache 8/2079 — angenom-
men. Das Gesetz ist jedoch nicht mehr zustande ge-
kommen. 

Der vorliegende Entwurf entspricht, einige formale 
Korrekturen ausgenommen, der im Deutschen Bun-
destag am 12. Juni 1980 angenommenen Fassung ei-
nes Staatshaftungsgesetzes. 

B. 
I. 

Das Staatshaftungsrecht, das in seinen Grundzügen 
aus dem letzten Jahrhundert stammt, ist in hohem 
Maße reformbedürftig, weil es nach Rechtsqualität 
und Grundanschauungen durch unterschiedliche, 
nicht aufeinander abgestimmte Elemente geprägt 
ist, die dem heutigen Verfassungsverständnis nicht 
mehr entsprechen. Das geltende Staatshaftungs-
recht ist in wichtigen Bereichen nur gewohnheits-
rechtlich oder richterrechtlich ausgebildet und da-
durch unübersichtlich und für den Bürger nicht 
nachlesbar. 

Das Modell eines neuen Staatshaftungsrechts trifft 
folgende Grundentscheidungen: 

1. Unmittelbare Staatshaftung 
Die Lösung des geltenden Staatshaftungsrechts von 
ihren zivilrechtlichen Bezügen und seine Umgestal-
tung zu einer rechtsstaatlich orientierten Haftung 
des Staates für eigenes Fehlverhalten ist sachge-
recht und entspricht dem Rechtsstaatlichkeitsgebot 
aus Artikel 20 Abs. 3 des Grundgesetzes. 

2. Ausschließliche Staatshaftung 
In Anbetracht der unmittelbaren Haftung des Staa-
tes muß eine persönliche Außenhaftung des Amts-
walters, der die Pflichtverletzung begangen hat, aus-
scheiden. Insoweit greift die Verantwortlichkeit des 
Bediensteten gegenüber seinem Dienstherrn im 
Wege der Regreßhaftung ein. 

3. Primäre Staatshaftung 
Der Staat haftet an erster Stelle und kann den Bür-
ger nicht auf einen anderweitigen Ersatz verweisen. 
Das Subsidiaritätsprinzip des geltenden Amtshaf-
tungsrechts hat mit der ausschließlichen Staatshaf-
tung seine Rechtfertigung eingebüßt. 

4. Staatshaftung als Pflichtwidrigkeitshaftung 
Die Staatshaftung wird grundsätzlich an die Verlet-
zung einer bürgerschützenden Pflicht des öffentli-
chen Rechts geknüpft. Der Staat kann bei Vorliegen 
dieser Haftungsvoraussetzung Haftungsansprüche 
auf Geldersatz nur dann abwenden, wenn er nach-
weist, daß ihm hinsichtlich der schädigenden 

Pflichtverletzung vernünftigerweise kein Vorwurf 
gemacht werden kann. Gänzlich unabhängig von 
Sorgfaltsverstößen haftet der Staat bei rechtswidri-
gen Eingriffen in grundrechtlich geschützte Rechts-
positionen des Bürgers. Hier wird der Haftungsum-
fang jedoch auf den unmittelbaren Schaden be-
grenzt. Ansprüche auf Folgenbeseitigung entfallen 
nur, wenn diese unmöglich, unzulässig oder unzu-
mutbar ist. 

5. Haftungsabgrenzung zum Privatrecht 
Die Staatshaftung betrifft nur die Folgen pflichtwid-
rigen Verhaltens hoheitlicher Natur. Das Fehlver-
halten staatlicher Stellen im Privatrechtsverkehr 
wird nicht den besonderen Anforderungen der 
Staatshaftung unterworfen, sondern ist, wie das Ver-
halten von Privatrechtspersonen im übrigen, nach 
den Regeln des Privatrechts zu beurteilen. Aber 
auch dort, wo der Staat nach geltendem Recht ho-
heitliche Aufgaben zu erfüllen hat, ist nicht überall 
zwingend die Staatshaftung geboten. Das gilt insbe-
sondere für die Lebensbereiche, in denen der Staat 
zur Erfüllung öffentlicher Aufgaben zwar hoheitlich 
tätig wird, dabei jedoch faktische Verhaltensweisen 
befolgt, wie sie in gleicher Weise auch von Privatper-
sonen beachtet werden. Solche Tätigkeitsbereiche 
sind die Verkehrssicherung für Grundstücke, Ge-
wässer, Bauwerke und sonstige Anlagen, die Teil-
nahme am Verkehr mit Behördenfahrzeugen 
(Dienstfahrten), die Beförderung von Personen 
durch die Verkehrsbetriebe, die Heilbehandlung so-
wie die Versorgung mit Wasser und Energie. Im In-
teresse einer einheitlichen Behandlung gleicher Le-
benssachverhalte erscheint es zweckmäßig, Pflicht-
verletzungen in den genannten Fallgruppen unter-
schiedslos bei öffentlicher oder privater Aufgaben-
erfüllung unter die gleichen Haftungsvoraussetzun-
gen zu stellen und mit den gleichen Haftungsfolgen 
zu versehen. In den genannten Lebensbereichen ist 
derselbe Pflichtkreis einmal hoheitlich und ein an-
deres Mal privatrechtlich geregelt. Hinzu kommt, 
daß der hoheitliche Charakter nicht aus der Natur 
der Tätigkeit vorgegeben ist, sondern im Hinblick 
auf die gleichartige Tätigkeit von Zivilrechtsperso-
nen äußerlich nicht oder kaum erkennbar hervor-
tritt. Die Staatshaftung wird auf das typisch hoheitli-
che Fehlverhalten bei der Ausübung öffentlicher Ge-
walt beschränkt. Dazu zählt im Bereich der Ver-
kehrssicherung auch die Verletzung der Verkehrssi-
cherungspflicht der öffentlichen Straßen und Was-
serstraßen. 

6. Staatshaftung in Sonderbereichen 
In den sog. Massenverwaltungen, also bei der Deut-
schen Bundespost und in den Finanzverwaltungen, 
ist eine Haftungserleichterung erforderlich. Sie darf 
jedoch nicht über das unvermeidliche Maß hinaus-
gehen und insbesondere da nicht zu einer Privilegie-
rung der öffentlichen Hand führen, wo diese mit Pri-
vaten in Wettbewerb sind. 
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II. 

Dem Bundesgesetzgeber steht für das neue Staats-
haftungsgesetz die Kompetenz aus Artikel 74 Nr. 1 
(Bürgerliches Recht) des Grundgesetzes zu. Überle-
gungen, die den Bundesrat zum Einspruch gegen 
das Staatshaftungsgesetz in der vom Bundestag der 
vorigen Legislaturperiode verabschiedeten Fassung 
veranlaßt haben (BT-Drucksache 8/4342), nämlich 
daß die Regelungen des Staatshaftungsgesetzes mit 
dem Wesen und der Funktion des bürgerlichen 
Rechts im Sinne der Kompetenznorm keinen hinrei-
chenden Zusammenhang mehr aufwiesen, kann 
nicht gefolgt werden. Für die Auslegung des Kompe-
tenzkatalogs in Artikel 74 des Grundgesetzes ist 
nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungs-
gerichts (BVerfGE 41, 205 [220]; 42, 20 [31 f.]) der hi-
storische Zusammenhang der deutschen Gesetzge-
bung im Sinne der traditionellen und herkömmli-
chen Rechtsentwicklung von ausschlaggebender Be-
deutung. 

Das Staatshaftungsrecht ist traditionell durch § 839 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs geprägt. Artikel 131 
der Weimarer Reichsverfassung und Artikel 34 des 

Grundgesetzes knüpfen daran an. Die Wirkung der 
beiden Verfassungsnormen besteht im wesentlichen 
da rin, daß sie  den Rechtsschutz  des Bürgers verstär-
ken, indem sie den Staat als Haftungsschuldner in 
die Amtshaftung gegenüber dem Bürger nach § 839 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs einbeziehen. Beide 
Regelungsbereiche, nämlich der verfassungsrechtli-
che und der bürgerlichrechtliche, sind auf das engste 
miteinander verbunden. Damit gehört der Rege-
lungsgegenstand „Staatshaftung" als Gesetzge-
bungsmaterie zum Bereich des bürgerlichen Rechts 
im Sinne des Artikels 74 Nr. 1 des Grundgesetzes un-
abhängig davon, ob sich die Neuregelung in der 
Form einer Änderung und Ergänzung des § 839 des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs oder in einem selbständi-
gen Gesetz niederschlägt. 

Die richterrechtlich entwickelten Staatshaftungsin-
stitute des Bundesrechts, nämlich der enteignungs-
gleiche Eingriff, der aufopferungsgleiche Eingriff 
und der Folgenbeseitigungsanspruch, haben sich in 
Ergänzung der Staatshaftung entwickelt und sind 
inhaltlich zu wesentlichen Bestandteilen des Ge-
samtkomplexes dieser Gesetzgebungsmaterie ge-
worden. 








